
Stadt Troisdorf 
Der Bürgermeister 
Az: Dez II/61.1-KA 
 
 

Datum: 24.11.2020 

Vorlage, DS-Nr. 2020/0902  öffentlich  
   
 

Beratungsfolge Sitzung am: Ja Nein Enth. 

Stadtentwicklungsausschuss 09.12.2020    

Haupt- und Finanzausschuss 15.12.2020    

 
 
Betreff: Einzelhandels- und Nahversorgungskonzept der Stadt Troisdorf 

hier: Behandlung der Stellungnahmen und abschließender Beschluss 
über die Fortschreibung 

 
Beschlussentwurf: 
 

I. Behandlung der Stellungnahmen 
 
A) Frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
 

A 1) Stellungnahmen Behörden und Träger öffentlicher Belange 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass während der frühzeitigen 
Beteiligung an der Planung nachfolgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu entscheiden ist. 
 
 
A 1.1) Bezirksregierung Köln, Dez. 35 (Städtebau, Bauaufsicht, Bau-, Wohnungs-  

und Denkmalangelegenheiten sowie -förderung), 50606 Köln 
hier: Schreiben vom 24.09.2019 

 

 
 
Beschlussentwurf zu A 1.1: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 24.09.2019 
eingegangene Stellungnahme A 1.1 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die gewünschten Begründungen 
sind im schriftlichen Bericht zum Konzept enthalten. 
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A 2) Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit an der Planung nachfolgende Stellungnahmen 
vorgebracht worden sind, über die zu entscheiden ist. 
 
 
A 2.1) Einwender 1 

hier: Öffentliche Anhörung am 14.10.2019 
 
Zusammenfassung der Einwendungen (Protokoll siehe Anlage):  
 
Im Nachgang zum Vortrag bzw. zur Vorstellung der Ergebnisse der 
Bestandsaufnahme im Rahmen der öffentlichen Anhörung wurden drei 
Diskussionsrunden zu den Themen Innenstadt, Stadtteile und Aufgaben des 
Einzelhandelskonzeptes gestartet, zu der die Anwesenden eingeladen wurden. 
Folgende Anregungen wurden aus dem Publikum entgegengenommen: 
 
a) Warum werden viele Feste und Aktionen der Stadt (z.B. Erntedankfest) 

außerhalb der Fußgängerzone verortet? Von diesen Veranstaltungen profitiert 
der Einzelhandel nicht. 

b) Feste in der Innenstadt beleben das Geschäft. Jedoch sollten sie zeitlich anders 
gesetzt werden. Der Abendmarkt ist dann, wenn es sowieso schön ist und 
Kunden in die City kommen. Er sollte besser auch im Winter sein, wenn wenige 
Kunden unterwegs sind, damit sie in die City gelockt werden. 

c) Die Fußgängerzone wirkt grau und ist wenig begrünt. Schattenspendende 
Bäume fehlen. 

d) Die Sondernutzungssatzung behindere die Händler und bringt keine Vorteile, nur 
Nachteile für alle. Sie muss geändert werden. 

e) Warum gibt es in der Fußgängerzone keine E-Ladestationen für Fahrräder und 
ähnliches oder Ladezonen für Lieferanten? Die Händler haben dies bei Umbau 
der Fußgängerzone angeregt. 

f) Die Weihnachtsbaumdekoration ist problematisch. Tannen von der Stadt sind zu 
teuer (75 €), sie werden zudem schon 2 Wochen vor Weihnachten (= zu früh) 
entfernt und eigene Deko der Ladeninhaber wird mit zusätzlicher „Standgebühr“ 
belegt. Alles Kontraproduktiv. 

g) Es wird von mehreren Teilnehmern angeregt einen Beirat für die Innenstadt 
einzurichten, um besser mit der Stadt zu kooperieren und kommunizieren zu 
können. Gibt es eine Stabsstelle als Koordinator und Ansprechpartner für die 
Geschäftsleute? 

h) Gibt es schon Anfragen für eine Wohnnutzung in den Erdgeschossen? Wer gibt 
vor, wie die Erdgeschosse nutzbar sind? Ist dies die Stadt? 
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i) Auf die Frage, was für die Anwesenden zur „Innenstadt“ zählt, kommen 
einheitlich die Antworten: Kölner Straße gerade runter im Bereich 
Fußgängerzone und rund um Galerie und Kaufland. Obere Kölner Straße nicht. 

j) Fahrradfahrer fahren zu schnell durch die Fußgängerzone. 

k) Zustand der Ladenlokale einiger ist schlecht. Sie könnten besser Instand 
gehalten oder dekoriert werden. 

 
Beschlussentwurf zu A 2.1: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die in der öffentlichen Anhörung am 
14.10.2019 vorgebrachten Stellungnahmen A 2.1 wie folgt zu entscheiden: 
 
Den Anregungen wird teilweise gefolgt. 
 
Die Anregungen betreffen teilweise Themen, die nicht Gegenstand des 
Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes sind, sondern den Bereich Stadtmarketing, 
Wirtschaftsförderung und ähnliches betreffen. Diese können daher im Konzept nicht 
berücksichtigt werden und wurden an die zuständigen Fachbereiche weitergeleitet.  
 
Das Thema Wohnnutzung in Erdgeschossen (Punkt h) ist indirekt Gegenstand des 
Konzeptes. Die weniger besuchten (Rand-)Lagen sind Bereiche, die tlw. für Wohnen 
geöffnet werden könnten, da hier die Bedeutung des Handels zurücktritt und das 
Konzept darauf abzielt, primär die bestehenden zentralen Lagen zu halten oder 
sogar zu stärken. Die Einstufung der Lagen und Abgrenzung der zentralen 
Versorgungsbereiche dient somit als Grundalge für die Bauleitplanung welche 
Wohnen im Innenstadtbereich derzeit streng reguliert. Eine Öffnung wird im Rahmen 
von separaten Bauleitplanverfahren thematisiert. 
 
Die Anregungen zur Einrichtung eines Innenstadt-Beirates (g) und zur Verbesserung 
der Sondernutzungssatzung (d) wurden in Kap. 7.5.2 des Konzeptes als 
Maßnahmen aufgenommen. 
 
 
 
A 2.3) Einwender 2 

hier: Ergebnisse der Online-Befragung vom 15.10.2019 - 23.11.2019 
 
Die Ergebnisse der Online-Befragung sind als Anlage beigefügt. Ergänzend zu den 
Antwortmöglichkeiten im Fragebogen wurden vier weitere Stellungnahmen per E-
Mail abgegeben, die weitere Anregungen für eine Belebung der Innenstadt 
enthielten. Diese lauten: 
 
1) Mail vom 16.10.2019 
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2) Mail vom 
20.10.2019

 
 
3) Mail vom 06.11.2019 
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4) Mail vom 25.11.2019 

 

 
 
Beschlussentwurf zu A 2.2: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die im Rahmen der Befragung 
eingegangene Stellungnahme A 2.2 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Anregungen werden im Konzept teilweise berücksichtigt. 
 
Die Ergebnisse zum Einkaufsverhalten und die ergänzenden Anregungen werden 
zur Kenntnis genommen. Sie sind, soweit sie das Einzelhandelskonzept betreffen, in 
den Entwurf des Konzeptes eingeflossen (insbesondere in Kap. 3 und 7). Der vom 
Stadtentwicklungsausschuss entsprechend beschlossene Entwurf des Konzeptes ist 
für die Beteiligung im Zuge der Offenlage verwendet worden. Die übrigen 
vorgebrachten Anregungen zur Verbesserung des Einzelhandels in Troisdorf und 
seiner Rahmenbedingungen können nicht über das Planungsinstrument 
„Einzelhandels- und Zentrenkonzept“ umgesetzt werden. Sie wurden und werden 
aber an die zuständigen Fachbereiche (z.B. Pressestelle, Verkehr, 
Wirtschaftsförderung, Werbegemeinschaften/Marketing) weitergegeben, um die 
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Anregungen dort gezielter bzw. in geeigneter Weise berücksichtigen zu können. 
Jedoch auch hier sind nicht alle Anregungen umsetzbar. Beispielsweise die 
Ansiedlung bestimmter Nutzungen, Läden oder Sortimente (Bioladen, Unverpackt-
Laden) kann man nur versuchen durch positive Anreize (z.B. Ladenmiete/-zustand, 
Attraktivität öffentlicher Raum) vorzubereiten. Zwingen kann man die Anbieter nicht 
zu kommen. Auch die Qualität der Waren oder der Anbieter kann man nicht 
vorschreiben. Die Zwischennutzung von Leerständen ist ebenfalls nicht ohne 
Hindernisse möglich. 
 
 
 
A 2.3) Einwender 3 

hier: Schreiben vom 29.11.2019 
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Beschlussentwurf zu A 2.3: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 29.11.2019 
eingegangene Stellungnahme A 2.3 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
 
Der LIDL-Markt an der Frankfurter Straße wird gem. Kap. 5.3 als 
nahversorgungsrelevantes Ergänzungsangebot in städtebaulich integrierter Lage zur 
Sicherung der wohnungsnahen Versorgung aufgefasst und im Konzept aufgeführt 
(vgl. Abb. 77). Ein Teil des zentralen Versorgungsbereiches ist der Standort nicht. 
Das Zwischenstück, welches zwischen dem LIDL-Markt und der Grenze des 
zentralen Versorgungsbereiches (ZV) liegt, erfüllt nicht die Kriterien eines ZV gemäß 
allgemein gültiger Definition (vgl. Konzept Kap. 6.1.1). Den Erläuterungen auf Seite 
4f (Punkt 1) der Stellungnahme kann daher nicht gefolgt werden. 
 
Auch den Erläuterungen auf Seite 6ff (Punkt 2) der Stellungnahme kann nicht gefolgt 
werden. Zwar wird das Zehntfeld als gegeben und wichtig wahrgenommen und daher 
im Konzept als Sonderkategorie „Ergänzungsstandort mit stadtteilübergreifender 
Versorgungsfunktion“ stärker sichtbar gemacht – auch wenn dies keine Kategorie 
des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) ist – dem Standort 
des LIDL-Marktes „Im Zehntfeld“ und insgesamt der dortigen Handelsagglomeration 
fehlt es aber an einer städtebaulich integrierten Lage. Eine direkte Anbindung an 
Wohnnutzungen ohne räumliche Zäsur oder unterbrochen durch andere Nutzungen 
ergibt sich nur süd-/westlich des HIT-Komplexes. Er ist also weder 
„nahversorgungsrelevantes Ergänzungsangebot in städtebaulich integrierter Lage“ 
noch kann er als ZV eingestuft werden. Diese Einordnung wurde durch die 
Bezirksregierung Köln deutlich bestätigt. Hinzu kommt, dass hier nicht ein einzelner 
Lebensmittelmarkt, wie der an der Frankfurter Straße zu berücksichtigen ist, sondern 
eine Agglomeration von mehreren Märkten, die in Zusammenschau zu betrachten 
sind.  
 
In dem vorliegenden Konzept wurde auf die Ausweisung von zusätzlichen 
Nahversorgungszentren verzichtet. Die Zulässigkeit von nahversorgungsrelevanten 
Ergänzungsangeboten in städtebaulich integrierten Lagen außerhalb der ZV leitet 
sich aus der Ausnahmeregelung zum Ziel 6.5-2 des LEP NRW ab. Grundsätzlich 
können Erweiterungen auf mehr als 800 m² Verkaufsfläche nur auf Basis des 
Nachweises einer städtebaulichen Atypik (nach § 11 Abs. 3 BauNVO) oder einer 
Ausnahme gemäß Ziel 6.5-2 des LEP erfolgen. Daran ändert sich durch das nun 
fortgeschriebene Konzept nichts. 
 
 

B) Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB (Offenlage) 
 

B 1) Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des 
Konzeptentwurfs die nachfolgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu entscheiden ist. 
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B 1.1) Nachbarkommunen, Behörden und Sonstige Träger öffentlicher Belange im  

Rahmen der 3. Sitzung des Arbeitskreises „EH-Konzept Troisdorf“ 
hier: 3. Arbeitskreissitzung vom 24.06.2020 

 
Zusammenfassung der mündlichen Einwendungen: 
 
Die Bezirksregierung Köln hat Bedenken, dass der Ortskern von Sieglar noch ein 
Zentraler Versorgungsbereich (ZV) ist. Die Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes 
und dessen planerische Sicherung ist zwingend Voraussetzung dafür. Wenn die 
Politik die planungsrechtliche Einstufung dieses ZV halten will, muss ein klarer 
politisch-planerischer Auftrag dazu erfolgen, dass mindestens das Erdgeschoss des 
Pastor-Böhm-Hauses zu bestücken ist. Dies ist im Konzept noch klarer zu 
formulieren. Wenn das Pastor-Böhm-Haus für Einzelhandel genutzt würde, ist ein ZV 
berechtigt, sonst nicht. Der ZV in Oberlar ist durch Ansiedlung des Nahkauf 
berechtigt. Die Troisdorfer Sortimentsliste ist in Ordnung. 
 
Die Bezirksregierung führt weiter aus, dass der neue Edeka-Markt in Friedrich-
Wilhelms-Hütte und das Zehntfeld im Konzept als nahversorgungsrelevanter 
Ergänzungsstandort bezeichnet werden. Diese Kategorie gibt es im 
Raumordnungsrecht nicht. Am Heuserweg darf keine Neuansiedlung ermöglicht 
werden, auch nicht mit „nicht-zentrenrelevantem“ Sortiment. Denn der Bereich liegt 
laut Regionalplan im GIB (Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen). Die 
planungsrechtliche Zulässigkeit für die Märkte Im Zehntfeld muss im Konzept 
dargestellt werden. Dies ist unklar. Nur wenn noch kein Bebauungsplan bestünde, 
gäbe es die Möglichkeit für Entwicklungsoptionen gemäß LEP. Die Märkte haben 
dann nur Bestandsschutz ohne Entwicklungsoption. Geringfügige Erweiterungen zur 
Modernisierung sind durch Ziel 6.5-7 LEP bei bestehendem Planungsrecht nicht 
abgedeckt. Auch im Bereich Heuserweg gilt dies. Das Konzept ist dahingehend zu 
überarbeiten. Richtigerweise darf eine Erweiterung mit zentrenrelevanten 
Sortimenten Im Zehntfeld nicht erfolgen. Um dort einen ZV ausweisen zu können, 
fehlen einige nötige ZV-Bestandteile/Eigenschaften, auch wenn der Standort laut 
Auskunft der Verwaltung politisch gewollt war und ist und faktisch von den Bürgern 
gerne besucht wird. 
 
Die Einstufung des Sortiments Fahrräder wird in der Runde der Anwesenden 
angesprochen. Trotz aktuellem Trend sind die Läden in der Region meist 
kleinflächig, selten großflächig – bis auf wenige Ausnahmen. Laut Vertreterin der 
Stadt Bonn sind Fahrräder in Bonn zentrenrelevant. Die Stadt Siegburg stuft es als 
nicht zentrenrelevant ein. Eine konkrete Empfehlung oder Kritik für die 
Zentrenrelevanz gibt keiner der Anwesenden ab. Die ohnehin fehlende Wirkungskraft 
der Einstufung als zentrenrelevant wird anhand der Erweiterung von Zweirad Feld in 
Sankt Augustin kurz thematisiert. 
 
Beschlussentwurf zu B 1.1: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die während der Arbeitskreissitzung am 
14.10.2019 vorgebrachten Stellungnahmen B 1.1 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Anregungen der Bezirksregierung Köln werden im Konzept berücksichtigt. Das 
Sortiment Fahrräder wird als nicht zentrenrelevant eingestuft. 
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B 1.2) Einzelhandelsverband Bonn – Rhein-Sieg – Euskirchen e.V., Postfach 70 40,  

53070 Bonn 
hier: Schreiben vom 21.07.2020 

 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.2: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 21.07.2020 
eingegangene Stellungnahme B 1.2 wie folgt zu entscheiden: 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
B 1.3) Rhein-Sieg-Kreis – FB 01.3, Kaiser-Wilhelm-Platz 1, 53721 Siegburg 

hier: Schreiben vom 10.07.2020 
 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.3: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 10.07.2020 
eingegangene Stellungnahme B 1.3 wie folgt zu entscheiden: 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
B 1.4) Stadtverwaltung – FB Stadtplanung und Bauordnung, Planung und  

Liegenschaften, 53754 Sankt Augustin 
hier: Schreiben vom 17.07.2020 
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Beschlussentwurf zu B 1.4: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 17.07.2020 
eingegangene Stellungnahme B 1.4 wie folgt zu entscheiden: 
 
Wird zur Kenntnis genommen. Der :rak wird wie gewohnt beteiligt. 
 
 
 
B 1.5) Stadt Köln - Stadtplanungsamt, Stadthaus Deutz Westgebäude,  

Willy-Brandt-Platz 2, 50679 Köln 
hier: Schreiben vom 21.07.2020 

 

 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.5: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 21.07.2020 
eingegangene Stellungnahme B 1.5 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der Text in Kapitel 3.3.2 wird korrigiert. Die Hinweise zum Sortiment Fahrräder und 
Zubehör werden zur Kenntnis genommen. Grundsätzlich obliegt es jeder Gemeinde 
eine an die örtlichen Strukturen angepasste Sortimentsliste unter Beachtung der 
Vorgaben des LEP zu beschließen. Fahrräder sind nach dem 
Landesentwicklungsplan kein zentrenrelevantes Sortiment. Aufgrund dieser Vorgabe 
und des derzeit begrenzten Angebotes innerhalb des gesamten Troisdorfer 
Stadtgebietes sowie der fehlenden Zentrenrelevanz wurde die Einstufung des 
Sortiments Fahrräder und Fahrradzubehör als nicht-zentrenrelevantes Sortiment 
vorgenommen. Die cima empfiehlt auch nach einer erneuten Überprüfung des 
Sachverhalts an der Einstufung festzuhalten. Es sollen so die verbesserten 
Voraussetzungen geschaffen werden, eine Angebotserweiterung im Stadtgebiet zu 
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ermöglichen. Die Einstufung in den Kommunen der näheren Umgebung ist zudem 
unterschiedlich, sodass Troisdorf kein Ausreißer wird. Die Interessen der Stadt Köln 
sind im Übrigen bei der Ansiedlung eines großflächigen Fahrradfachmarktes bei 
einem entsprechenden Bauleitplanverfahren und über den :rak zu berücksichtigen. 
 
 
 

B 2) Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB  
(Offenlage) 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des 
Konzeptentwurfes keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind. 
 
 
 

II. Abschließender Feststellungsbeschluss 
 
Nach Behandlung der Stellungnahmen beschließt der Rat die gemäß den 
vorgenannten Einzelbeschlüssen geänderte Fortschreibung des Einzelhandels- und 
Nahversorgungskonzeptes der Stadt Troisdorf sowie die darin abgegrenzten 
Zentralen Versorgungsbereiche und die Troisdorfer Sortimentsliste als 
städtebauliches Planungskonzept i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, in der Bauleitplanung und bei Entscheidungen über 
Einzelhandelsvorhaben die Ergebnisse des beschlossenen Einzelhandels- und 
Zentrenkonzeptes zu berücksichtigen.  
  
 
 
Auswirkungen auf den Haushalt:  
 
Finanzielle Auswirkungen: Keine 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss hat in seiner Sitzung am 17.01.2018 die 
Verwaltung damit beauftragt, die zweite Fortschreibung des städtischen 
Einzelhandels- und Nahversorgungskonzeptes in die Wege zu leiten. In der Sitzung 
am 04.09.2019 wurden dem Ausschuss erste Zwischenergebnisse der 
Bestandserhebungen im örtlichen Einzelhandel vorgestellt. Basierend darauf und auf 
den Anregungen des Arbeitskreises „EHK Troisdorf 2019“ (2. Sitzung am 
26.09.2019) – bestehend aus Vertretern der Fachöffentlichkeit, Trägern öffentlicher 
Belange, Politik und lokalen Experten – hatte die beauftragte CIMA Beratung + 
Management GmbH aus Köln zudem ein Standortkonzept erarbeitet und in der 
gleichen Sitzung präsentiert.  
 
Im Nachgang der Sitzung hat die Verwaltung gemeinsam mit der CIMA die 
Ergebnisse von Bestandsaufnahme und Standortkonzept sowie die ersten 
Überlegungen für das Handlungskonzept in einer Bürgerveranstaltung am 
14.10.2019 und in drei Expertenrunden mit Ortsvorsteher/innen und Akteur/innen aus 



Seite - 18 - 

den Bereichen Einzelhandel und Immobilien (am 26.09., 28.10. und 30.10.2019) 
vorgestellt und diskutiert. Begleitet wurden die Arbeitsschritte von einer zweiten 
Sitzung des o.g. Arbeitskreises, inklusive der obligatorischen Beteiligung von Kreis, 
Bezirksregierung und Nachbargemeinden, sowie von fünf Experteninterviews mit 
Vertretern der örtlichen Werbegemeinschaften und zwei Eigentümern größerer 
Handelsimmobilien in Troisdorf. Die Bürgerinfoveranstaltung war ferner Auftakt für 
eine primär online stattfindende Befragung der Bürger/innen (Zeitraum 15.10.-
30.11.2019), um die Öffentlichkeit frühzeitig einzubinden und Anregungen, auch von 
Auswärtigen, in den Bearbeitungsprozess aufnehmen zu können. Die Ergebnisse all 
dieser Beteiligungsformate sowie der vorangegangenen Erhebung und Analyse 
durch die CIMA wurden ausgewertet und sind in den Bericht bzw. das Konzept 
eingeflossen. Dieses wurde am 28.05.2020 zur Offenlage beschlossen. Die 
Öffentlichkeitsbeteiligung wurde vom 15.06.2020 bis einschließlich 24.07.2020 
durchgeführt. Zum Auftakt der Behördenbeteiligung hat zudem der Arbeitskreis am 
24.06.2020 zum 3. Mal getagt.  
 
Ferner hat der Stadtentwicklungsausschuss am 28.05.2020 beschlossen, dass die 
Bearbeitung des Konzeptes im Anschluss an die Offenlage nicht unmittelbar zum 
Abschluss gebracht werden soll. Sie soll weiter fortgesetzt werden mit dem Ziel, die 
jüngsten einzelhandelsrelevanten Entwicklungen im Stadtgebiet und insbesondere 
der Innenstadt sowie auch Konsequenzen aus der Corona-Pandemie in den noch 
laufenden Bearbeitungsprozess zu integrieren. 
 
Auf Basis der Ergebnisse der Offenlagen und Rücksprache mit der Bezirksregierung 
Köln empfiehlt die Verwaltung diesem Beschluss nicht mehr zu folgen, sondern die 
Bearbeitung nun abzuschließen. Zu den Gründen: 
 
Als besonders wichtige planerische Aussagen enthält das Konzept eine Abgrenzung 
und Hierarchie der zentralen Versorgungsbereiche im Stadtgebiet sowie eine 
aktualisierte Troisdorfer Sortimentsliste. Beide dienen als Grundlage der 
planungsrechtlichen Steuerung des Einzelhandels und damit zeitgleich auch der 
Orientierung für die zukünftige Entwicklung der Handelsstandorte. Diese 
entscheidenden Elemente, werden sich durch die Corona-Pandemie nicht abrupt 
wandeln. Was sich hingegen wandelt, ist das Einzelhandelsgeschehen allgemein 
und Anforderungen an Marktansiedlungen/-erweiterungen. Deren Zulässigkeit wird 
durch Planungsrecht reguliert, für welches das Konzept eine wichtige 
Entscheidungsgrundlage gem. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB liefert: „Bei der Aufstellung 
der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen: […] 11. die Ergebnisse eines 
von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen Entwicklungskonzeptes oder 
einer von ihr beschlossenen sonstigen städtebaulichen Planung“. Hierbei haben 
zentrale Versorgungsbereiche in Kombination mit der Sortimentsliste eine erhebliche 
Rechtswirkung, da zentrenrelevante Sortimente außerhalb zentraler 
Versorgungsbereiche nur eingeschränkt zulässig sind.  
 
Hier liegt besonderes Augenmerkt auf dem Standort Im Zehntfeld. Nicht nur die 
Aufgabe des KNAUBER-Marktes im Sommer 2020 hat hier Relevanz und zu einer 
textlichen Ergänzung des Konzeptes geführt. Auch die benachbarten Märkte ALDI, 
FRESSNAPF und LIDL müssen planungsrechtlich neu geregelt werden.  
 
Ergänzend zu der o.g. förmlichen Beteiligung der Behörden und TÖB hat die 
Verwaltung das Gespräch mit der Bezirksregierung Köln, Dez. 35 (Städtebau, 
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Bauaufsicht, Bau-, Wohnungs- und Denkmalangelegenheiten sowie -förderung) 
gesucht, um Entwicklungsperspektiven für die Agglomeration Im Zehntfeld 
abzustimmen. Diese hat in Anlehnung an Ihre Stellungnahme zum Verfahren (vgl. 
Abwägung B 1.1) noch einmal dringend dazu geraten das Konzept zum Abschluss 
zu bringen, um eine aktualisierte planerische Grundlage für das laufende 
Bebauungsplanverfahren für diesen Bereich (S 118, Blatt 2, 2. Und 3. Änderung, vgl. 
weitere Punkte der Tagesordnung) zu haben und um die bestehenden Zentren von 
Troisdorf schützen zu können. Wichtig sind hier vor allem die beiden folgenden 
Aspekte: 
 
Um den ehem. KNAUBER und Fliesen KAYSER einer neuen Nutzung zuzuführen, 
muss in Absprache mit dem Eigentümer der Fläche ein Belegungskonzept erarbeitet 
werden. Sofern die Nutzung nicht den bisherigen Sortimenten bzw. dem noch 
rechtskräftigen Bebauungsplan entspricht, muss der Bebauungsplan geändert 
werden. Die angestrebten Nutzungen müssen dabei planungsrechtlich konkret 
abgebildet werden. D.h. möchte der Eigentümer hier beispielsweise ein Geschäft für 
Tierfutter ansiedeln, müsste dieses Sortiment konkret festgesetzt werden als 
einziges zulässiges Sortiment mit max. Verkaufsfläche und auf eine gültige 
Sortimentsliste gestützt werden. Eine verallgemeinernde Zulässigkeit von „nicht-
zentrenrelevanten“ Sortimenten ist rechtlich nicht möglich. Da der Leerstand hier 
akut ist, wird empfohlen den Bebauungsplan nicht auf die alte Liste von 2011 zu 
stützen, sondern die aktualisierte Liste umgehend nutzbar zu machen. 
 
Zweiter Aspekt ist die gewachsene Situation aus ALDI, FRESSNAPF und LIDL. Sie 
befinden sich in einem festgesetzten Gewerbegebiet. ALDI und LIDL sind hier in ihrer 
jetzigen Ausprägung eigentlich nicht zulässig, da beide bereits großflächig sind. Ein 
Sondergebiet muss festgesetzt werden. Das Sortiment ist zudem zentrenrelevant. 
Einzelhandel mit zentrenrelevanten Sortimenten an nicht integrierten Standorten hat 
laut Vermutungsregel gem. § 11 Abs. 3 BauNVO ab einer Verkaufsflächengröße von 
800 m² i.d.R. schädliche Auswirkungen auf bestehende zentrale 
Versorgungsbereiche. Deshalb ist es hier geboten, die Märkte auf ihre 
Bestandsituation festzuschreiben und keinen Erweiterungsspielraum zu geben. Für 
eine aktive planungsrechtliche Erweiterungsoption gibt es keine Rechtsgrundlage. 
Aktuell klagt die Fa. ALDI jedoch auf Erweiterung der Verkaufsfläche um 120 m² 
(Bestand: 850 m²). Die Rechtsunsicherheit des aktuellen Bebauungsplans wurde 
dem Ausschuss bereits erläutert. Aktuell gibt es noch eine Veränderungssperre für 
diesen Bereich, die die Ziele des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplans sichern 
kann. Sobald diese ausläuft und sofern der bestehende Bebauungsplan im Rahmen 
eines Gerichtsverfahrens wegen Rechtsmängeln aufgehoben werden würde, ergäbe 
sich im schlimmsten Fall eine Zulässigkeit gem. § 34 BauGB. In diesem Fall müsste 
man dem Ansinnen der Firma ALDI auf Erweiterung stattgeben. Dem muss die 
Verwaltung laut Gesetz (§ 1 Abs. 3, Satz 1 BauGB) jedoch mit Planungsrecht 
entgegensteuern und ihre zentralen Versorgungsbereiche schützen. Dies bzw. ein 
Planungserfordernis hat sie und hat der Stadtentwicklungsausschuss im Jahr 2016 
mit dem Beschluss zur 2. Änderung des Bebauungsplans S 118, Blatt 2, bereits 
bestätigt. Wenn das Verfahren nicht vorangetrieben wird und die o.g. 34er-Situation 
eintritt, wäre die Stadt Troisdorf selbst schuld, dass ihre zentralen 
Versorgungsbereiche bedroht werden, weil Sie nicht rechtzeitig gehandelt hat. 
Zudem riskiert sie damit förderschädlich zu werden. Zur Stärkung der zentralen 
Versorgungsbereiche und Zentren sind in der Vergangenheit Fördermittel beantragt 
und eingesetzt worden (z.B. Integriertes Handlungskonzept Innenstadt). Weitere 
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Konzepte befinden sich derzeit in Oberlar und Sieglar/Rotter See in Bearbeitung. 
Eine Fortschreibung für die Innenstadt soll es auch geben. Die Bezirksregierung gab 
zu Bedenken, dass man zukünftig in diesen Bereichen ggf. keine Fördermittel mehr 
bekommen würde, da man die geförderten Bereiche und Zentren durch das 
wissentliche Nicht-Handeln Im Zehntfeld schädigt. 
 
Die Bezirksregierung rät daher dringend dazu, das Einzelhandels- und 
Zentrenkonzept zum Abschluss zu bringen, damit die Stadt Troisdorf eine 
aktuelle Planungsgrundlage für ihre gesamte Bauleitplanung hat und um 
insbesondere am Standort Im Zehntfeld die Bauleitplanung zeitnah 
vorantreiben zu können. 
 
Die Pandemie hat sich seit der letzten Sitzung weiter fortgesetzt und auch heute 
kann noch immer nicht genau abgeschätzt werden, wie sie sich konkret auswirken 
wird. Die wichtigen Steuerungselemente des Konzeptes (ZV und Sortimentsliste) 
werden sich durch die Pandemie jedoch nicht ändern. Sie sind also nutzbar, ohne ein 
Corona-Update. Wenn man weiter abwartet, müssten die bereits erhobenen Daten 
der Bestandsaufnahme (ca. 1,5 Jahre alt) schon jetzt weitestgehend aktualisiert 
werden. Andererseits kann bei einer Nutzungsdauer des fertigen Konzeptes von rd. 
6-7 Jahren nicht auf die Thematisierung von Corona verzichtet werden. Der 
Beschluss vom 28.05.2020 ist daher inhaltlich weiterhin berechtigt. Der Stadt 
Troisdorf steht es jedoch frei, ein beschlossenes Konzept in 1-2 Jahren aus 
gegebenem Anlass (hier Corona) zu aktualisieren, wenn auch die Auswirkungen der 
Pandemie beziffert werden können.  
 
Ob man jetzt den Prozess in die Länge zieht oder später ein separates Update 
beauftragt – Die Kosten und der Zeitrahmen bis zum Vorliegen eines Ergebnisses 
sind ähnlich. Jedoch hätte eine Verzögerung den großen Nachteil, dass es an einer 
aktuellen Planungsgrundlage fehlt, die jetzt dringend benötigt wird. 
   
 
 
In Vertretung 
 
 
  

  
Technischer Beigeordneter 
Walter Schaaf 
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